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Der Haushalt 2024 …

Olaf Lehne 
(CDU)

… wird unter schwierigen Rahmenbedingungen beraten. Die 
Auswirkungen des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine 
wirken fort, die hierdurch ausgelöste Energie- und Konjunk-
turkrise belastet die Wirtschaft und insbesondere die ener-
gieintensive Industrie in unserem Land. Das wirkt sich auch 
auf die Einnahmen des Landes aus und macht Einsparungen 
erforderlich.
 

Dr. Hartmut Beucker  
(AfD)

…  ist trotz historischer Rekordeinnahmen strukturell nicht 
ausgeglichen, da seine Finanzierung auf Sondereffekte und 
Taschenspielertricks setzt: Ausgabenreste aus früheren Jahren 
werden ins neue Jahr umgebucht, die NRW.BANK ausgeplün-
dert, der Pensionsfonds angezapft statt befüllt und Zehntau-
sende offene Stellen nicht besetzt. Notwendige Impulse für 
Wohlstand, Wachstum und Zukunftsinvestitionen fehlen. 

… ist ein Zahlenwerk des Scheiterns. Er ist auf Kante genäht. 
Die schwarz-grüne Koalition muss an die eiserne Reserve des 
Pensionsfonds gehen, um den Ausgleich sicherzustellen. Die 
Zinsausgaben steigen dank hoher Altschulden. Die desaströse 
Ampelpolitik mit ihrer Industriefeindlichkeit kommt in NRW 
im Haushalt an. 

Simon Rock 
(Grüne)

… ist unkreativ und lässt nicht erkennen, wie die Landesre-
gierung die Probleme des Landes angehen will. Vielmehr wird 
in vielen wichtigen Bereichen wie dem Sport sogar der Rotstift 
angesetzt. Die Demonstration mit mehr als 20.000 Beteiligten 
am 19. Oktober vor dem Landtag hat deutlich gemacht, dass 
es um die Zukunft der sozialen Infrastruktur geht. 

… ist geprägt von den Krisen unserer Zeit und deshalb ein 
Sparhaushalt. Trotz steigendem Haushaltsvolumen ist nicht 
alles finanzierbar, was politisch wünschenswert ist. Insbeson-
dere die Inflation, die schwierige wirtschaftliche Situation so-
wie der Anstieg gesetzlich vorgeschriebener Ausgaben stellen 
uns vor große Schwierigkeiten.
 

Ralf  Witzel  
(FDP)

Alexander Baer  
(SPD)

allgemeine Lage hin und nannte u. a. sinkende 
Steuereinnahmen aufgrund der schwächelnden 
Wirtschaft bei zugleich zahlreichen Heraus-
forderungen. Vor diesem Hintergrund werde 
positiv gesehen, dass die Landesregierung 2024 
„im Kernhaushalt keine neuen Schulden“ auf-
nehmen wolle, nicht bei den Investitionen spare 
und zusätzlich in die Tilgung der aufgenom-
menen Sonderschulden aus den vergangenen 
Jahren einsteigen wolle. Begrüßt würden auch 
die Einsparbemühungen. Der Steuerzahler-
bund kritisiert auf der anderen Seite u. a. den 
Anstieg der Personalausgaben und den Stellen-
zuwachs. Er fordert einen Subventionsbericht, 
um Einsparungen zu identifizieren, sowie eine 
schnellere Tilgung der Schulden aus den Son-
dervermögen, um ein weiteres Anwachsen der 
Zinskosten zu verhindern.  

Schuldenbremse
Das RWI – Leibniz-Institut für Wirtschafts-
forschung sieht „deutlich reduzierte Hand-
lungsspielräume“ im Landeshaushalt auf-
grund der wirtschaftlich angespannten Lage. 
Durch die Rückkehr zur Schuldenbremse sei 
es erforderlich, mit der Tilgung der in den 
vergangenen Jahren aufgenommenen Kre-
dite zu beginnen. Für die Mittel aus dem co-
ronabedingten NRW-Rettungsschirm sei ein 
Tilgungszeitraum von 50 Jahren vorgesehen, 
„was insgesamt wenig ambitioniert“ erscheine. 
Allerdings werde für 2024 mit einer Rückzah-
lung von 3 Milliarden Euro ein „deutliches  
Signal“ gesetzt, dass die Rückzahlung kon-
junkturgerecht erfolgen solle.  

Auch das Institut der Deutschen Wirtschaft 
(IW) sieht enge finanzpolitische Spielräume. 
Die Schuldenbremse zwänge die Haushaltspo-
litik „in den kommenden Jahren in ein enges 
Korsett“. Dies gehe zulasten wichtiger Aufga-
ben. „Es stellt sich offenkundig die Frage, wie 
diese vielfältigen Herausforderungen gleich-
zeitig finanziert werden sollen, ohne auf zu-
sätzliche Kredite zurückzugreifen“, heißt es in 
der Stellungnahme. Das IW bringt daher eine 
„wohlbedachte Öffnung der Schuldenbremse“ 
ins Spiel. Sie würde wichtige Spielräume er-
öffnen, ohne nachhaltig Staatsfinanzen zu ge-
fährden. Das Institut schlägt die Möglichkeit 
für eine Nettoneuverschuldung in Höhe von  
0,15 Prozent des Bruttoinlandsprodukts vor. 
„Für NRW würde dies im Jahr 2024 einen 
zusätzlichen Haushaltsspielraum von knapp  
1,4 Milliarden Euro bedeuten, der im Zeitver-
lauf kontinuierlich steigen dürfte.“  wib
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Priorisierungen … Die Schuldenbremse …

 

Herausforderungen …

… sind bei diesen Rahmenbedingungen unumgänglich. Wir 
setzen einen Schwerpunkt bei Schule und Bildung, bei Kin-
dern, Jugend und Familien. Allein für die Bildung geben wir 
insgesamt rund 38 Milliarden Euro aus – mehr als ein Drittel 
aller Ausgaben. Auch die Stärkung der Inneren Sicherheit mit 
3.000 neuen Kommissaranwärtern bleibt Eckpfeiler unseres 
Handelns.
 

… ist das Fundament unserer nachhaltigen, soliden und ge-
nerationengerechten Haushaltspolitik. Für den Haushalt 2024 
bedeutet das, dass wir keine neuen Kredite aufnehmen wer-
den. Denn klar ist: In Zeiten steigender Zinsen gibt es Schulden 
nicht mehr zum Nulltarif. Die Schulden von heute engen die 
Handlungsspielräume von morgen ein.
 

… gehen wir mit Entschlossenheit und einem klaren Kom-
pass an. Es hilft aber nicht, wenn einem aus Berlin immer wei-
tere Steine in den Weg gelegt werden. Die Entlastungsmaß-
nahmen des Bundes engen unsere Spielräume im Umfang von  
4 Milliarden Euro pro Jahr ein. Gleichzeitig fehlen konkrete und 
verlässliche Zusagen der Ampel beispielsweise bei der Flücht-
lingsfinanzierung oder den kommunalen Altschulden.

 … finden leider nicht sinnvoll statt. Dreistellige Millionenbe-
träge werden für ein Dickicht an zweifelhaften bürokratischen 
Förderprogrammen oder den grünen Transformationsfonds 
verschleudert. Statt dieser staatlichen Verhaltens- und Wirt-
schaftslenkung würden marktwirtschaftliche Impulse mehr 
Wachstum (und in der Folge Einnahmen) generieren. Bei die-
ser Mangelverwaltung fehlen Mut und Kraft für neue Ideen. 

… ist von zentraler Bedeutung für solide und nachhaltige 
Finanzen im Sinne der jungen Generation und das Standort-
vertrauen der Wirtschaft. Leider wird sie aber von den Grünen 
abgelehnt und der CDU nur formal eingehalten. Fragwürdige 
Einmalerlöse verdecken die strukturelle Unterfinanzierung 
dieses Haushalts. Bereits 2023 hat eine wohl unzulässige Kre-
ditaufnahme das Neuverschuldungsverbot durchbrochen. 

… werden sogar da nicht in Angriff genommen, wo CDU und 
Grüne dies versprochen haben, wie bei verbesserten Kommunal-
finanzen. In Zeiten von Rekordinflation fehlen Entlastungen für 
Bürger und Betriebe. Chancen für eine wachstumsfördernde und 
vermögensbildende niedrigere Grunderwerbsteuer für Wohn-
eigentum wurden ebenso verspielt wie für eine faire aufkom-
mensneutrale Grundsteuer und maßvolle Kommunalabgaben.

Der Rechtsstaat muss handlungsfähig bleiben. Darüber hinaus 
ist endlich mit einer Aufgabenkritik zu beginnen und der 
Beschäftigten-Überhang in den Ministerien abzubauen. Die 
Kosten für die Versorgung von Migranten müssen auf ein Min-
destmaß reduziert werden. 

… ist notwendig und muss beachtet werden. Sie muss end-
lich in der Landesverfassung verankert werden. Ökonomisch 
mögen gewisse Spielräume bei der Verschuldung geboten 
sein, Politiker vergessen aber leider immer, in guten Zeiten 
die Verschuldung zurückzuführen. Die Schuldenbremse ist das 
einzige wirksame Mittel dagegen. 
 

… sind der immer stärker werdende Zufluss an Migranten 
nach Nordrhein-Westfalen, die marode Infrastruktur, die 
Verschuldung der Kommunen, die steigenden Zinsen und 
der hohe Altschuldenberg. Außerdem ist es fraglich, ob die 
aktuelle Besoldung der Beamten den verfassungsrechtlichen 
Vorgaben entspricht.

… sind in diesem Entwurf nicht zu erkennen. Zwar rühmt sich 
die Landesregierung damit, dass Bildung und Innere Sicher-
heit einen Schwerpunkt bilden, davon ist im Haushalt selbst 
aber nichts zu erkennen. Vielmehr wird beispielsweise bei der 
Ausrüstung der Polizei sogar gespart. Auch im Schulbereich 
werden die drängenden Probleme nicht angegangen. 

… darf dringend benötigte Investitionen nicht verhindern. 
Der DGB hat in einer Studie aufgezeigt, wo diese Bedarfe sind 
und wie sie trotz Schuldenbremse behoben werden können. 
Mit der NRW.Bank und anderen Landesbeteiligungen verfügt 
das Land über ausreichend Möglichkeiten, um die Infrastruk-
tur trotz Schuldenbremse zu ertüchtigen. Dazu fehlt Schwarz-
Grün aber offensichtlich der Mut. 

… müssen aktiv angegangen und gelöst werden. Dafür bietet 
der Landeshaushalt die Grundlage. Nach über einem Jahr lässt 
die Landesregierung immer noch nicht erkennen, wie sie die 
enormen Herausforderungen meistern will. Das haben auch 
alle Sachverständigen in der Anhörung deutlich gemacht. Der 
stete Fingerzeig nach Berlin reicht nicht, jetzt sind Mut und 
aktives Anpacken gefragt.

… sind dringend notwendig. Wir haben deshalb als schwarz-
grüne Koalition einen Schwerpunkt auf Zukunftsausgaben 
wie Bildung und Klimaschutz gelegt. So investieren wir auch 
in diesen finanziell sehr herausfordernden Zeiten in unsere 
Zukunft sowie in die unserer Kinder und treiben dabei den 
Ausbau der Erneuerbaren Energien voran.
 

…  im Grundgesetz braucht dringend ein Update, damit 
sinnvolle Zukunftsinvestitionen nicht an der Finanzierung 
scheitern.
 

… bleiben groß, werden wir aber gemeinsam meistern. In 
schwierigen Zeiten müssen alle demokratischen Parteien an 
gemeinsamen Lösungen arbeiten, um den Bürgerinnen und 
Bürgern unseres Landes die bestmöglichen Leistungen und 
Lebensbedingungen bieten zu können.
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